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Marokko Franzöſiſch-Spaniſches Franzöſiſch-Engliſches.
Merſeburg, 20. Juli.

Die Verhandlungen zwiſchen Herrn v. Kiderlen und dem Bot
ſchafter Cambon dürften ſich noch geraume Zeit hinziehen. Jn
Paris ſucht man dieſerhalb Stimmung gegen Deutſchland zu
machen, indeſſen finden die Franzoſen von keiner Seite Er
munterung und Sympathie-Bezeigungen. Was der deutſch
feindliche „Matin“ verbreitet, wird nicht ernſt genommen.

Die Spanier ſcheinen ſich anzuſchicken, für die Kränkung, die
der ſpaniſche Soldat dem franzöſiſchen Konſular Agenten Boiſſet
zugefügt hat, Genugtuung zu gewähren. Noch iſt es freilich nicht
ſo weit, man muß abwarten.

Es liegen bis zur Stunde folgende Meldungen vor:
Paris, 19. Juli. Ueber die Berliner Verhandlungen weiß

der „Matin“ zu berichten, Deutſchland verlange die ganze Küſte
des franzöſiſchen Kongolandes einſchließlich von Libreville als
Kompenſation für Marokko, wodurch das Hinterland Kongos
abgeſchnitten wäre. Die Bedingungen ſeien daher unannehm-
bar. Deutſchland wolle die Gelegenheit wahrnehmen, um ſo-
viel als möglich aus Frankreich herauszupreſſen. Dazu bemer-
k endie „Leipz. N. Nachr.“: Die Tendenz dieſer Auslaſſungen
des „Matin“ iſt ſo durchſichtig, daß man kein Wort über ihre

Haltloſigkeit zu verlieren braucht. Man äußert ſich zu den Er
klärungen des „Matin“ über angebliche „maßloſe“ Kompen-
ſationsforderungen Deutſchlands an der Kongoküſte in Ber-
liner unterrichteten Kreiſen dahin, daß ſich die Regierung durch
derartige Auslaſſungen, einerlei von wem ſie ſtammen, nicht in
ihren Verhandlungen ſtören laſſen wird. Auf Authentizität habe
demnach die Erklärung des „Matin“ ebenſowenig Anſpruch
wie das, was ſonſt über die Ziele der Verhandlungen verbreitet
wird.

Paris, 19. Juli. Weit mehr als die Berliner Beſprechun-
gen erregt der ſpaniſche Zwiſchenfall zurzeit die Oeffentlichkeit.
Die Tatſache, daß Konſul Boiſſet von ſpaniſchen Soldaten ver-
haftet und ohne Entſchuldigungen freigelaſſen wurde, wird in
den dem Quai d'Orſay zugegangenen offiziellen Darſtellungen
durchaus beſtätigt. Man erwartet daher, die ſpaniſche Regie-
rung, die zuerſt den Vorgang in Abrede ſtellte, werde ſich nach
genauerer Erkundigung von der Berechtigung der franzöſiſchen
Beſchwerde überzeugen und die geforderte Genugtuung ge-
währen. Auf die früher wegen verſchiedener Zwiſchenfälle er-
hobenen franzöſiſchen Vorſtellungen war von Madrid aus nur
ausweichend und zweideutig geantwortet worden. Diesmal

d v die weiße Lilie vom Gardaſec.

40] Roman von Erich Frieſen.
Lilig war jedoch nicht dazu zu bewegen. Sie habe bereits

mit Anita Caſablanca für dieſe Zeit einen Spaziergang nach
dem „Monte Tiberio“ verabredet.

So begnügt ſich denn Frau Jngeborg damit, allein hinab-
zugehen und den zukünftigen „Schwiegerſohn“ in Empfang zu
nehmen.

In zufriedener Stimmung ſchreitet ſie dahin.
Das Silber der Olivenhaine ringsum, das Gold der aus

dunklem Laub hervorglühenden Orangen, das Blau der Jris-
blütenranke, das Rot der Granatdickichte dieſer ganze wun-
derſame Farbenrauſch wirkt anregend auf ihr Gemüt. Faſt
freut ſie ſich, daß Lord Douglas ſein Verſprechen, ſie in Capri
nicht aufzuſuchen, nicht gehalten. Sie hofft, dieſes erneute Zei-
chen ſeiner Sehnſucht nach Lilia werde die Tochter rühren und
ihren Gefühlen einen wärmeren Hauch verleihen.

Voll Ungeduld ſteht ſie unten am Molo und ſpäht nach dem
erſten Boot aus, das die Paſſagiere an Land bringt.

Und richtig da gewahrt ſie auch ſchon Lord Douglas' ele
gante Geſtalt.

Er ſpringt ans Land und reicht Frau Jngeborg die Hand.
Doch bemerkt die Dame mit Befremden, daß ſein ſonſt ſo kaltes
Geſicht heute einen fremden, feierlich-ernſten Ausdruck trägt.

Raſch beordert er einen Wagen und nimmt neben Frau Jnge-
borg Platz.

„Jch bin leider der Ueberbringer einer Trauerbotſchaft, Sig-
nora. Soeben erhielt ich in Neapel ein Telegramm

Frau Jngeborg erblaßt. Feſt preßt ſie die Hände auf das
wildklopfende Herz.

„Tot ruft ſie in angſtvoller Erregung. „Tot?
Nein, nein, es kann ja nicht ſein! Ich habe ſo oft gewünſcht, von
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ihm befreit zu ſein, daß ich mir wie ſeine Mörderin vorkommen

Freitag, den 21. Juli 1911.

ohne Bereinborung nicht geſt.
—CCA-Z 151. Jahrgang

wird ſich die franzöſiſche Regierung nicht mit einer ſolchen Ant-
wort begnügen, ſondern eine formelle Entſchuldigung für die
Beleidigung ihres Vertreters verlangen. Die Abberufung des
Oberſten Sylveſtre erſcheint als die wahrſcheinlichſte und zweck-
mäßigſte Genugtuung, die Spanien der franzöſiſchen Regierung
geben wird. Der Offizier wird durch ſeine von ihm betonte
Franzoſenfeindlichkeit als der eigentliche Störenfried der ſpa-
niſch-franzöſiſchen Beziehungen angeſehen. Jn mehr oder min-
der ſcharfer Tonart unterſtützt beinahe die geſamte Preſſe die
Forderung nach Genugtuung, wobei mehrfach die Regierung
wegen ihrer unbegreiflich zögernden Haltung gegenüber Spa-
nien ſcharfen Tadel erfährt.

Paris, 19. Juli. Faſt einſtimmig fordert die heutige Preſſe
ernſteſte und beſchleunigte Genugtuung von Spanien für den
Zwiſchenfall in Elkſar, indem ſie die Regierung dringend er-
mahnt, ſich nicht mit leeren Ausreden zu begnügen, ſondern
eine amtliche Entſchuldigung oder gar die Abberufung des Ober
ſten Sylveſtre zu fordern, widrigenfalls das franzöſiſche An-
ſehen bei den Marokkanern vernichtet ſein würde. Jmmerhin
geht aus den hieſigen Preſſeäußerungen hervor, daß aus der Af-
färe kein caſus belli gemacht werden würde. Die franzöſiſche
Regierung iſt anſcheinend in Verlegenheit und ſucht Mittel
zur Beſchwichtigung der höchſt erregten öffentlichen Meinung.

Würzburg, 19. Juli. Auf dem bayeriſchen Truppenübungs-
platz Hammelburg wurde durch einen Poſten ein japaniſcher
Major, der dem (Artillbrie-Reſerve- Regiment zugeteilt war,
dabei betroffen, wie er nachts zwiſchen 1 und 2 Uhr mit einer
Blendlaterne die neuen Rohrrücklaufgeſchütze unterſuchte. Er
wurde durch den Poſten feſtgenommen.

Madrid, 19. Juli. Wie aus Paris gemeldet wird, hat der
ſpaniſche Botſchafter geſtern abend dem Miniſter des Aeußern
einen Beſuch abgeſtattet und ihm erklärt, wenn die ſpaniſchen
Agenten die Umſtände beſtätigen, unter denen die Feſtnahme
Boiſſets erfolgt ſein ſollte, ſo könne die ſpaniſche Regierung
nicht umhin, den Vorfall zu bedauern und ſich mit Frankreich
über die notwendige Entſchädigung verſtändigen.

Spannung zwiſchen Spanien und Frankreich.
Paris, 18. Juli.

Die Beziehungen zwiſchen den Kabinetten von Paris und Ma-
drid geſtalten ſich von Tag zu Tag ſchwieriger. Heute klingt
aus allen franzöſiſchen Preßorganen ein Schrei der Entrüſtung
wegen des neuen Zwiſchenfalles in El Kſar, wo der bekannte

würde
Lord Douglas' Züge nehmen wieder die gewohnte kalté

Zurückhaltung an.
„Unmöglich, Signora! Sie wünſchten, von Jhrem Sohn

befreit zu ſein?“
„Von meinem Sohn?“ ringt es ſich atemlos von ihren

bleichen Lippen. „Carlino
„Jſt mit dem Pferd geſtürzt.“
„Tot?“
„Tot.“
Frau Jngeborg birgt das Geſicht in den Händen. Langſam

ſickern heiße Tränen zwiſchen den Fingern hervor.
Jhr Sohn tot! Der kleine muntere Carlino, den ſie nie ſo

recht ihre mütterliche Liebe fühlen ließ, der ihrem inerſten We-
ſen, ihrem Herzen ſtets ſo fremd war! Fremd bis zu dieſem
Augenblick, an dem ihre ganze -Mutterliebe mit elementarer
Gewalt hervorbricht. Jetzt, da es zu ſpät iſt!

„Jch habe Bernardo Baletti telegraphiert, daß ich Sie und
Lilia ſofort nachhauſe bringen werde,“ ſagt Lord Douglas ernſt.

Dann ſchweigen beide.
Als ſie aber oben auf der kleinen Piazza anlangen da

zieht Frau Jngeborg ſich ſofort in ihr Zimmer zurück. Lord
Douglas möge Lilia nach dem „Monte Tiberio“ entgegengehen
und ihr die Trauerbotſchaft überbringen: ſie ſelbſt vermag es
nicht.

Und Lord Arthur ſchlägt ſofort den Weg ein nach den Ruinen
des Tiberio.

Auf halbem Wege zwiſchen dem Städtchen und der kleinen
Kapelle oben auf dem Monte Tiberio an dem „Salto mor-
tale“, jener kleinen Terraſſe, von der Kaiſer Tiberius ſeine
Sklaven die aus beängſtigender Höhe ſteil ins Meer herab-
fallende Felswand hinunterſpringen ließ, um ſich an ihren
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Konſularagent, Zeitungskorreſpondent und Viehändler Boiſſet,
als er von einem Geſchäftsritt in die Stadt zurückkehrte, von
den ſpaniſchen Wachtpoſten entwaffnet, feſtgenommen und erſt
nach einſtündiger Freiheitsberaubung ohne jede Entſchuldigung
entlaſſen wurde. Es ſei ein Mißverſtändnis geweſen, meinte
der ſpaniſche Offizier, dem Boiſſet gefangen vorgeführt wurde.
Ein Mißverſtändnis! Baſta!

Die Pariſer Zeitungen finden, diesmal habe Spanien das
Maß der franzöſiſchen Geduld erſchöpft. Sie erklären, die nati-
onale Ehre ſei verletzt und die Regierung des Königs Alfonſo
müſſe Genugtuung gewähren, Abbitte leiſten und die für das
Vorkommnis in El Kſar verantwortlichen Offiziere ſtrafweiſe
abberufen. Uebrigens iſt der Fall Boiſſet, wie man behauptet,
nur einer unter vielen. Den heutigen Abendblättern gingen
auf telegraphiſchem Wege Beſchwerden aus Tanger zu, wo man
ſich fragt, ob die franzöſiſche Nationalität und der Schutz der
franzöſiſchen Flagge in Marokko nur noch völlige Rechtloſig-
keit, wenigſtens den Spaniern gegenüber, bedeuten? Die be-
treffende Depeſche meldet, daß am letzten Freitag der Direktor
der iſraelitiſchen Schule in Fez auf der Reiſe nach Tanger von
wegelagernden ſpaniſchen Soldaten angehalten und bis aufs
Hemd ausgeplündert wurde, und daß geſterr
aus Algerien gebürtiger Franzoſe, der Getreidehän
ouch, in El Kſar willkürlich und im Widerſpruch mit den Ka-
pitulationen am Beſuch des Marktes verhindert wurde. Kurz
um, der Unmut wegen der ſpaniſchen Uebergriffe äußert ſich hier
wie in Marokko ſo heftig, daß der Miniſter de Selves ſich ge-
zwungen ſieht, von den gemeldeten Zwiſchenfällen amtlich
Kenntnis zu nehmen. Der Botſchafter Herr Geoffray, der ſich
ſeit beinahe 6 Wochen auf Urlaub befindet, ſoll ſich noch heute
abend auf ſeinen Poſten in Madrid bezw. zunächſt an das Hof-
lager in San Sebaſtian begeben.

Eine ſoeben ausgegebene offiziöſe Notiz beſagt, im heutigen
Miniſterrat ſei beſchloſſen worden, von der ſpaniſchen Regierung
„Erklärungen zu fordern“. Bisher hatte der Quai d'Orſay ſich
damit begnügt, vonden Herren Canalejas und Garcia Prieto
„Aufklärungen zu erbitten“, was angeblich weit weniger ſchroff
war, aber auch bis jetzt gar keinen Erfolg hatte. Der ſpaniſche
Konſeilspräſident entwickelte in der Auseinanderſetzung mit den
Franzoſen eine großartige Ueberlegenheit, er iſt ein Meiſter
in der Kunſt, verfängliche Fragen zu überhören und in ſeiner
Antwort kaltblütig von etwas ganz anderem zu reden. Als
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Aengſten zu ergötzen an dieſem ſchwindelerregenden Platz ſitzt
Mercedes Alvarez vor ihrer kleinen Staffelei und malt.

Die gefährlichſten Orte, die grauſigſten Süjets ſucht ſie ſich
für ihre Bilder aus. Es iſt, als ob ihre gemarterte Seele ſich
anklammere an alles das, was Tod und Verderben bringt.

Wie anders war es vor kaum einem halben Jahr! Da lebte
ſie in den Tag hinein wie der Schmetterling, der nur das Süße
aus den Blumen naſcht. Wenn er, der Geliebte, ſie in die Arme
ſchloß, ſie küßte und wieder küßte und mit ihr in faſt jugend-
lichem Uebermut durchs Zimmer wirbelte dann glaubte ſie,
im Paradieſe zu ſein

Freilich, manchmal wurde ihr kalt bei ſeinen leichtfertigen
Reden. Aber ſie ſchwieg. Die Gegenwart war doch zu ſchön!

Und nun?
Vorbei! Vorbei

(Fortſetzung folgt.)

Vermiſchtes.
Lemberg, 17. Juli. Geſtern ereignete ſich hier eine furchtbare Fa

milientragödie. Wegen Nahrungsſorgen beſchloß der jüdiſche Schneider-
meiſter Aron Taube gemeinſam mit ſeiner Frau und ſeinen acht Kindern
im Alter von 5 bis 17 Jahren in den Tod zu gehen. Die Familie ver
giftete ſich mit Rattengift. Die Nachbarn, durch das Stöhnen und Röcheln
der Vergifteten aufmerkſam gemacht, holten die Rettungsgeſellſchaft her
bei. Vier Perſonen, nämlich die Mutter und drei Kinder, ringen bereits
mit dem Tode. Die anderen ſechs Perſonen werden vielleicht gerettet
werden können. Taube hatte ſchon vorher einmal mitſamt ſeiner
Familie wegen Nahrungsſorgen einen Selbſtmordverſuch durch Einatmen
von Kohlendämpfen verübt.

Leipzig, 18. Juli. Die ſechsjährige Tochter Klara Emma des Dach-
deckers Emil Meiſel, wohnhaft in r Lützener Straße 105,
die Sonntag abend gegen 6 Uhr in L.-Lindenau auf der Kreuzung der
Henrietten und Lützener Straße von einem Straßenbahnwagen der B-
Linie umgeriſſen und geſchleift wurde und dabei einen Schädelbruch
erlitt, iſt im Krankenhauſe geſtorben. Die Eltern haben erſt vor acht
Tagen einen 8jährigen Sohn, der auf dem Schulhofe von einem Kame-
raden gegen den Leib getreten wurde und an den Folgen des Tritteg

ſtarb, verloren. 2
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man ihm von der herausfordernden Grobheit und Anmaßung
des in El Kſar befehligenden Oberſtleutnants Silveſtre ſprach,
entgegnete er, dieſer Offizier leiſte durch ſeinen Takt und ſeine
Diskretion unſchätzbare Dienſte und müſſe im Jntereſſe des gu-
ten Einvernehmens mit den Franzoſen auf ſeinem Poſten blei
ben. Ebenſo draſtiſch klang der Beſcheid, den Canalejas auf die
Frage nach Zweck und Ziel des ſpaniſchen Vorgehens in Ma-
rokko erteilte: er verfolge, ſo erklärte er, die diplomatiſchen
Verhandlungen in Berlin mit größter Aufmerkſamkeit und wer-
de zu denſelben im geeigneten Augenblick Stellung nehmen. Die
Boulevard- Blätter ſind geneigt, aus dieſen wunderlichen „Auf-
klärungen“ eine beabſichtigte Provokation herauszuhören.

Jetzt alſo will Herr Selves ſich nicht mehr mit Aufklärungen
abfertigen laſſen, ſondern verlangt „Erklärungen“. Wenigſtens
kündigen die Offiziöſen dieſe verſchärfte Tonart an. Vermutlich
handelt es ſich nur um den Verſuch, die ſehr gereizte öffentliche
Meinung in Frankreich zu beſchwichtigen. Jn Madrid dürfte
Herr Geoffray nach wie vor ſehr zahm und ſehr ſanft auftre-
ten, ohne indes irgend etwas Poſitives zu erreichen. Den
Grund dieſer ſchonenden Langmut, nach welchem die Pariſer
Preſſe vergebens forſcht, kennt man in allen diplomatiſchen
Kreiſen ganz genau: das Madrider Kabinett handelt auf Grund
des mit den Franzoſen abgeſchloſſenen geheimen Vertrages von
1904, der zwar durch den Pakt von Algeciras zwei Jahre ſpäter
hinfällig gemacht wurde, den aber die beiden Unterzeichner
trotzdem unter ſich aufrecht erhielten und den die Diplomaten
des Quai d'Orſay bis heute nicht zu kündigen wagten. Sie
werden das auch nicht wagen, denn ſonſt veröffentlichen
die Spanier das intereſſante Dokument und alsdann iſt Herr
Delcaſſe, der Urheber des Paktes, wegen ſeiner den Spaniern
gewähren übenmäßigen Zugeſtändniſſe bei ſeinen eigenen
Landsleuten vollſtändig diskreditiert, un ddie in Berlin ſchwe-
benden Verhandlungen nehmen infolge der Enthüllungen über
Frankreichs wahre Abſichten und Ziele ein klägliches Ende. Die
beſtändig wiederholte Drohung, Delcaſſes Geheimniſſe von 1904
an den Tag zu bringen, das iſt die Trumpfkarte der Madrider
Diplomatie.

Die Stimme eines engliſchen Sachverſtändigen.
London, 17. Juli.

Der britiſche Schriftſteller Robert Cunninghame Graham, der
Marokko wie wenige kennt, richtet unter dem Titel „Haltet den
Dieb“ einen langen offenen Brief an die neue Wochenſchrift
„The Eye-Witneß“, die die franzöſiſche Einflüſterung verteidigt,
Deutſchlands Aktion in Agadir richte ſich tatſächlich gegen Eng-
land und nicht gegen Frankreich, und England müſſe nötigen-
falls die deutſche Feſtſetzung in Agadir durch ein Ultimatum
vereiteln.

Mr. Cunninghame Graham führt aus, „Deutſchland habe
der Welt und den Mauren in Agadir einen Dienſt erwieſen.
Es habe damit ſo energiſch „Haltet den Dieb“ gerufen, daß
Europa zum Hören gezwungen worden ſei.“ Jetzt habe Eng-
land Gelegenheit, ſeine frühere egoiſtiſche Torheit Deutſchland
gegenüber aufzugeben und durch das gleiche Entgegenkommen,
das es Frankreich 1904 bewies, ſeine Freundſchaft zu gewinnen.
Es ſei die helle Torheit, wenn nicht nur konſervative, ſondern
auch liberale Zeitungen eine deutſche Okkupation Agadirs als
Angriff gegen England denunzierten. Das bedeutete, daß
Deutſchland überhaupt keine Kohlenſtation erwerben dürfe und
daß der unmögliche Verſuch gemacht werden ſolle, Deutſchland
für immer in dieNordſee einzuſchließen.

Mr. Graham glaubt, daß Deutſchland alle Trümpfe in der
Hand hat, wenn es nur feſt bleibt.

„Deutſchland“, ſo ſchreibt er, „iſt nun in einer ſehr ſtarken
Poſition. Es braucht ſich nur reſolut zu weigern, Agadir zu ver
laſſen, und es kann Frankreich durchaus matt ſtellen; denn
Agadir beherrſcht ein viel reicheres Gebiet als Fez, und Deutſch
land weiß wohl, daß England zwar etwas poltern mag, daß es
aber nie die Kaſtanien für Frankreich aus dem Feuer holen
wird. Die Entente Cordiale hat ſicher nicht die franzöſiſchen
Jntriguen in Kairo und noch weniger die in Sanſibar beendet,
wo der franzöſiſche Generalkonſul während der letzten Jahre
ſein Beſtes tat, um unſere Poſition zu erſchweren.“

Mr. Graham ſchließt ſeinen Brief mit Klagen über die Ver
nachläſſigung der britiſchen Jntereſſen in Marokko, wie ſie immer
lauter erſchallen, trotzdem oder weil man ſie in Paris reſolut
totſchweigt. Er ſchreibt:

„Bei weitem der größte Teil des ganzen marokkaniſchen Han-
dels iſt engliſch und doch wird der Engländer entlang der gan-
zen Küſte von allen den franzöſiſchen Beamten wie ein Hund
behandelt. Jtaliener, Griechen, Kleinaſiaten, Portugieſen wer-
den alle reſpektiert, wir Engländer nicht. Jeder Kaufmann in
Marokko weiß das. Wie man in Paris über die geſchickt in-
ſzenierte Panik lachen muß, durch die man uns gegen den deut-
ſchen Schachzug aufzuhetzen ſucht! Wenn wir Frankreich hel-
fen ſollen, können wir doch ſicher verlangen, daß ſeine Beamten
unſere Untertanen wenigſtens höflich behandeln ſollen. Eng-
land muß aber noch mehr verlangen jetzt, wo ſich Deutſchland
und Frankreich in den Haaren liegen, iſt der rechte Augenblick
dafür und das Mehr kann nur heißen „Tanger“!“

Wir verzeichnen im Zuſammenhang damit die vielſagende
Meldung des „Daily Telegraph“ aus Tanger, man könne dort
deutlich ſehen, „wie die Mauren auf die Piers kommen, auf das
Meer hinausblicken und fragen, ob denn die Engländer immer
noch nicht kommen“.

Deutſcher Mittelſtandstag.

Braunſchweig, 18. Juli.
Hier iſt der Deutſche Mittelſtandstag zu Beratungen zuſam-

men getreten.
Es wurde u. a. folgendes verhandelt:
Drenhaus (Dortmund) ſprach über heimlichen Warenhandel.

Er betonte, daß der den Behörden nicht angemeldete Warenhan-
del eine für den ehrlichen Handel bedrohliche Ausdehnung ge-
wonnen habe. Derſelbe werde in Kontoren, Betriebswerk-
u ſtaatlichen und ſtädtiſchen Verwaltungsbureaus zum

eil recht ſchwunghaft bertieben. Der Redner führte hierfür eine
größere Anzahl von Beiſpielen an. Der heimliche Warenhandel

müſſe mit allem Nachdruck bekämpft werden.
Rechtsanwalt Dr. Lemke (Bremen) ſchlug folgende Reſolution

vor: „Es iſt dafür einzutreten, daß alle den offenkundigen ge-
werbsmäßigen Handel betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen
ſo weit wie möglich auf die Vermittlung von Erzeugniſſen aller
Art, beſonders auf die heimliche Warenvermittlung ausgedehnt
werden.“ Dieſe Reſolution wurde angenommen.

Kaufmann Kutzora (Gleiwitz) beantragte, der Verbandstag
wolle beſchließen, bei den Königlichen Eiſenbahninſpektionen
uſw. vorſtellig zu werden, den Zwiſchenhandel mit Lebens und
Genußmitteln ſowie mit Garderobe ſeitens der Beamten und
Arbeiter zu unterſagen. Generalſekretär Beythien meint, die
Jnſpektoren ſeien vielleicht ſelbſt häufig daran beteiligt. Ober
bürgermeiſter a. D. Knoblauch (Bromberg) ſchlug vor: dieſe
Reſolution direkt an das Miniſterium zu geben. Der Vorſtand
wurde ermächtigt, die Reſolution auszuarbeiten.

Kaufmann Hermann Jlgen (München) referierte über das
Thema: „Unſere Forderungen an Geſetzgebung und Verwal-
tung, das Konſumvereinsweſen betreffend.“

Der Redner führte im weſentlichen aus, daß die Schädigung
des Kleinhandels und Handwerks durch die Konſumvereine ſeit
Jahren Anlaß zu Vorſtellungen bei den maßgebenden Behörden
gegeben habe. Er wies auf die rieſenhafte Steigerung der
Umſätze der Großeinkaufsgeſellſchaften deutſcher Konſumvereine
und deren anwachſende Eigenproduktion hin, welch letztere ſich
hauptſächlich auf Zigarren und alle Arten von Seifen erſtrecke
und in Zukunft noch eine gewaltige Ausdehnung erfahren werde.
Am 1. Januar 1909 gab es 2222 eingetragene Konſumgenoſſen-
ſchaften mit 1450 000 Mitgliedern und einem Umſatz im eige-
nen Geſchäfte von 377 Millionen, während der Wert, der durch
Eigenproduktion hergeſtellten Waren von 47 im Jahre 1908
auf rund 5316 Millionen im Jahre 1909 geſtiegen iſt. Dieſe
Entwickelung hat wenigſtens das eine Gute gebracht, daß der
Großinduſtrie und dem Großhandel die Augen geöffnet werden.
Daß dies der Fall iſt, ließ ſich aus der Stellungnahme der Han-
delskammer Köln erkennen, die ihre Forderungen dahin prä-
ziſiert, daß die Konſumvereine den gewerblichen Unternehmun-
gen in ſteuerpolitiſcher Hinſicht gleich zu ſtellen ſeien, ferner
die Hergabe von Räumlichkeiten an Beamtenkonſumvereine
durch Behörden ſowie die Begünſtigung dieſer Vereine zu ver-
bieten ſei, ferner den Beamten jede Tätigkeit in Konſumvereinen
unterſagt werden muß, und Maßnahmen gegen den heimlichen
Warenhandel der Beamten u. a. ergriffen werden müſſen.

Die neue Maß und Gewichks- Ordnung für das Deutſche Reich.
Von E. Leeder.

Durch Kaiſerliche Verordnung vom 24. Mai 1911 iſt die neue
Maß und Gewichtsordnung für das Deutſche Reich vom 30.
Mai 1908 mit Wirkung vom 1. April 1912 an in Kraft geſetzt
worden.

Dieſes Geſetz hat den Reichstag bezw. ſeine Kommiſſion drei-
mal beſchäftigt, ehe es verabſchiedet werden konnte, nicht, weil
die Parteien dem Geſetzentwurf Widerſtand entgegenſetzten,
ſondern, weil einmal der Schluß der Seſſion 1905--1906, und
dann die Reichstagsauflöſung (Seſſion 1906--1907) den Be-
ratungen ein frühzeitiges Ende bereiteten und erſt die Seſſion
1907——-1908' in der Lage war, die Materie zu erledigen.

Die neue Geſetzbeſtimmung greift tief in das Maß- und Ge-
wichtsweſen und die von den einzelnen Bundesſtaaten zur
Durchführung der bisher gültig geweſenen Maß und Gewichts-
ordnung vom 17. Auguſt 1868 erlaſſenen Sonderbeſtimmungen
(Maß- un dGewichts-Polizei) ein, und bedeutet ſo erhebliche
Aenderungen, daß es notwendig iſt, das Publikum mit dem
Weſen der Neuerungen vertraut zu machen.

Die bisher in Kraft geweſene Maß und Gewichtsordnung
vom 17. Auguſt 1868 geſtattete zum Zumeſſen und Zuwägen im
öffentlichen Verkehr nur geeichte, richtige Maße, Gewichte und
Wagen. Die Durchführung dieſer Beſtimmung war den ein-
zelnen Bundesſtaaten überlaſſen, und es war infolge der Ver-
ſchiedenartigkeit der von dieſen angeordneten Maßnahmen eine
Buntſcheckigkeit entſtanden, welche keineswegs der durch die Ein
heit des Deutſchen Reiches gegebenen Einheitlichkeit im Maß-
und Gewichtsverkehr entſprach und auch nicht die Zufriedenheit
der Geſchäftswelt finden konnte.

Jn Preußen ſowie in anderen Bundesſtaaten waren polizei-
liche Reviſionen der im öffentlichen Verkehr befindlichen Meß-
geräte in Uebung, wie ſolche ſchon vor Errichtung des Reiches
beſtanden hatten. Die Reviſionen waren teils ausſchließlich po-
lizeiliche, teils polizeilich-techniſche. Erſtere wurden in Preußen
alljährlich in den Städten zweimal, auf dem Lande einmal vor-
genommen,; ſie erfolgten ſtets uvnermutet und beſchränkten ſich
auf eine äußere Prüfung der Gegenſtände. Letztere fanden
unter Zuziehung eines Eichmeiſters, und zwar in Preußen in
den Städten in jedem zweiten, auf dem Lande in jedem vierten
Jahre ſtatt; ſie wurden vorher bekannt gemacht und erſtreckten
ſich auf die Richtigkeit der Meßgeräte. Gegenſtände, welche bei
den Reviſionen als unzuläſſig befunden wurden, unterlagen der
Einziehung und ihre Eigentümer der Beſtrafung nach S 369
Nr. 2 des Strafgeſetzbuchs. Dieſes Syſtem wollte die Gewerbe-
treibenden veranlaſſen, ſelbſt für die Vorſchriftsmäßigkeit und
Richtigkeit, bezw. die Richtigerhaltung der Meßgeräte in der
Weiſe zu ſorgen, daß die Gegenſtände zu gehöriger Zeit den
Eichämtern vorgelegt wurden, um hier je nach dem Befund mit
einer Beſcheinigung der Richtigkeit verſehen oder, ſoweit mög-
lich, berichtigt und neu geſtempelt zu werden.

Jn der Praxis wurde jedoch der Zweck, das Publikum zur
Jnanſpruchnahme der Eichämter anzuhalten, nur vereinzelt er-
reicht. Es war vielmehr eine Folge des Syſtems, daß jährlich
durchſchnittlich etwa jeder vierte, in einzelnen preußiſchen Pro-
vinzen etwa jeder dritte revidierte Gewerbetreibende unter Ein-
ziehung der beanſtandeten Gegenſtände beſtraft werden mußte.
Die damit verbundene Beläſtigung und Schädigung des Ge-
werbes wäre noch viel empfindlicher geweſen, wenn die Revi-
ſoren nicht meiſt die Uebung befolgt hätten, nur die äußerlich
beſchädigten oder offenbar abgenutzten Stücke der Richtigkeits-
prüfung zu unterziehen. Uebrigens waren die Gewerbetreiben-
den, wenn an ihrem Wohnſitz ein Eichamt ſich nicht befand, meiſt
gar nicht in der Lage, ihre Meßgeräte ſo lange entbehren zu

können, um ſie eichamtlich nachprüfen zu laſſen. Auch hielten
ſie vielfach, wenn auch mit Unrecht, die Gegenſtände ſo lange
für ordnungsmäßig, als der Stempel noch ſichtbar war.

Jn Bayern und ElſaßLothringen befand ein von dem er-
wähnten grundſätzlich verſchiedenes, auf Grund je eines beſon
deren Reichsgeſetzes dort zugelaſſenes Syſtem, das der zwangs-
weiſen periodiſchen Nacheichung. Durch dieſes Syſtem wurde
die Richtigkeit der Meß- und Wiegegeräte im Verkehr weit mehr
gewährleiſtet, als bei dem polizeilichen Repreſſivſyſtem. Die
zahlreichen Beſtrafungen fielen weg, da unverſchuldete Unrich-
tigkeiten den Gewerbetreibenden nicht zur Laſt fielen. Jn
Bayern und Elſaß-Lothringen hat ſich dann auch die Nach-
eichung vorzüglich bewährt, ebenſo in den benachbarten aus
wärtigen Staaten, in denen ſie eingeführt iſt, und zwar in
Oeſterreich, der Schweiz, Frankreich, Jtalien, Belgien. Auch
die preußiſchen Gewerbetreibenden ſind zum weitaus über-
wiegenden Teile von den Vorzügen des Syſtems der periodiſchen
Nacheichung überzeugt.

Unter dieſen Umſtänden war es zweckmäßig, das Syſtem der
veriodiſchen Nacheichung im Wege der Reichsgeſetzgebung für
das ganze Deutſche Reich zur Durchführung zu bringen. Einer
einheitlichen Regelung bedurfte es namentlich hinſichtlich der der
Nacheichung zu unterwerfenden Gegenſtände, der Friſten für die
Nacheichung, der Kennzeichnung der erfolgten Nacheichung durch
die Stempelung ſowie der Einrichtung der die Nacheichung hand-
habenden Eichämter.

Mit der hierdurch bedingten Abänderung des Geſetzes vom
17. Auguſt 1868 wurde die Einführung weiterer Verbeſſerungen
auf dem Gebiete des Maß und Gewichtsweſens verbunden.

Auch ſonſt war nach den im Laufe der Zeit gemachten Erfah-
rungen in einigen Punkten eine Verbeſſerung und Ergänzung
der Maß und Gewichtsordnung angezeigt. Dazu gehörte die
Umgeſtaltung der Strafbeſtimmung und die Ausdehnung des
bisher nur für Weinfäſſer maßgebend geweſenen Eichzwanges
auf die Fäſſer für Obſtwein und Bier und verſchiedenes andere.

Die vom 1. April 1912 ab zu beachtenden weſentlichen Neue-
rungen ſind außer der bereits erwähnten Einführung der peri-
odiſchen Nacheichung, der Gültigkeit aller deutſchen Eichſtempel
innerhalb des Reichsgebietes und der Einführung des Eich
zwanges für Obſtwein- und Bierfäſſer (die Vorſchrift über die
Eichung der Bierfäſſer tritt erſt am 1. Januar 1913 in Kraft),
noch folgende:

1. Die Friſten, innerhalb deren die Nacheichung vorzunehmen
und zu wiederholen iſt, betragen bei

a) den Längenmaßen, den Flüſſigkeitsmaßen, den Meßwerk-
zeugen für Flüſſigkeiten, den Hohlmaßen und Meßwerkzeugen
für trockene Gegenſtände, den Gewichten, den Wagen für eine
größte zuläſſige Laſt bis ausſchließlich 3000 Kilogramm, ſowie
den Fäſſern für Bier zwei Jahre;

b) den Wagen für eine größte zuläſſige Laſt von 3000 Kilo
gramm und darüber, den feſtfundamentierten Wagen und den
Fäſſern für Wein und Obſtwein drei Jahre. Die Friſt beginnt
mit dem Ablaufe desjenigen Kalenderjahres, in welchem die
letzte Eichung vorgenommen worden iſt. Bei Fäſſern, in denen
Wein gelagert iſt, endet die Nachweisfriſt nicht, bevor das Faß
entleert worden iſt.

2. Dem früheren Pfundſyſtem dienten die zwar längſt beſei-
tigten Gewichte zu und Pfund, Gewichtsbeſtimmungen,
von denen ſich der Kleinhandel und das kaufende Publikum nicht
trennen konnten. Um dem praktiſchen Bedürfniſſe zu entſpre-
chen, werden nun wieder Gewichte zu 250 und 125 Gramm ein-
geführt.

3. Als „öffentlicher“ und „eichpflichtiger“ Verkehr gilt der
Handelsverkehr auch dann, wenn er nicht in offenen Verkaufs-
ſtellen ſtattfindet (Konſumvereine).

4. Es iſt nicht nur die Anwendung, ſondern auch die Bereit-
haltung unrichtiger Meß- und Wiegegeräte im eichpflichtigen
Verkehr unterſagt.

5. Als Gewerbetreibender im Sinne der Strafbeſtimmung
gelten nicht nur die Gewerbetreibenden, welche ein Gewerbe
im Sinne der Gewerbeordnung betreiben, ſondern alle diejenigen
Perſonen, welche in Ausübung einer auf fortgeſetzten Erwerb
gerichteten Tätigkeit einen eichpflichtigen Verkehr haben. Hier-
aus folgt, daß auch diejenigen Landwirte unter die neue Ge
ſetzesbeſtimmung fallen, welche ihre land wirtſchaftlichen Erzeug-
niſſe, alſo Vieh, Getreide, Kartoffeln, Milch, Gemüſe, Obſt uſw.,
regelmäßig direkt an Konſumenten oder Zwiſchenhändler nach
Maß oder Gewicht abgeben. Eine vereinzelte gelegentliche
Veräußerung kommt jedoch nicht in Frage.

Mit dem erwähnten Zeitpunkte tritt auch zumeiſt eine Ver
ſtagtlichung der bisherigen Gemeinde-Eichämter ein. Dem
Publikum wird zu den in allen Gemeinden periodiſch abzuhal-
tenden Eichterminen ausreichende Gelegenheit gegeben, Wagen,
Gewichte, Maße uſw. behördlich prüfen und berichtigen zu laſſen,
und ſo wird die Maß und Gewichtsordnung für das Deutſche
Reich vom 30. Mai 1908 nach dem Grundſatze: „Niemand zu
Liebe, niemand zu Leide“ die Sicherheit im Handelsverkehr nicht
nur innerhalb der Reichsgrenzen, ſondern auch in Anſehung des
Ausfuhrhandels bedingen.

Deutſche Koloniſakion in Oſten.
Die „Neue Reichskorreſp.“ bringt folgenden, anſcheinend of-

fiziöſen Artikel:
Niemand kann eindringlicher vor den Gefahren warnen, die

das maſſenhafte Einſtrömen ſlawiſcher Arbeiter in die preußji-
ſchen Oſtprovinzen mit ſich bringt, als es kurz nacheinander zwei
ſo treue und kluge Freunde der deutſch en Landwirtſchaft wie
der Profeſſor der Nationalokonomie an der Berliner Univer-
ſität Sering und Miniſterialdirektor Thiel vom preußiſchen
Landwirtſchaftsminiſterium getan haben. An die eindringlichen
Mahnungen dieſer beiden Autoritäten wird in einem Artikel der
„Frankfurter Zeitung“ erinnert, in dem auf Grund ſorgfältiger
Studien an Ort und Stelle als ein Problem, das das geſamte
Deutſchland angehe, die Aufgabe bezeichnet wird, Menſchen
deutſcher Nationalität in den vom Polentum und Slawentum
unter Führung der polniſch katholiſchen Geiſtlichkeit gefährdeten
preußiſchen Oſtmarken zur Niederlaſſung zu veranlaſſen und als
Anſiedler dort feſtzuhalten. Jn voller Uebereinſtimmung mit
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und Profeſſor Sering ſeit Jahren ins Tand hinausgehen laſſen,
wird in dem Artikel der Frankfurter Zeitung“ ausgeführt: „Es
iſt auf die Dauer eine eminente Gefahr für das Reich, wenn
ſeine beiden Hälften ſich immer weiter auseinander entwickeln,
ſo, daß ſchließlich Weſt und Oſt ſich überhaupt nicht mehr ver
ſtehen: der Weſten machtvoll aufblühend mit ſeiner Rieſenin
duſtrie, ſeinen welt wirtſchaftlichen Zielen, ſeiner immer dichter
gedrängten Bevölkerung und der Oſten ohne Möglichkeiten
der Entwicklung, krank dahinſiechend, mit einer großagrariſchen
Oberſchicht, die immer einſamer wird, weil die Unterſchicht das
Land verläßt. Erſt hat der Großgrundbeſitz die durch die
Landflucht geriſſenen Lücken ſeiner Arbeiterſchaft mit ihnen aus-
gefüllt, nun dringen ſie immer zahlreicher herein, durch ihre Be
dürfnisloſigkeit und ihre Unterwürfigkeit für den kapitaliſtiſchen
Unternehmer (und das iſt heute auch der Großgrundbeſitzer)
ein billiges und bequemes Arbeitsmaterial, für den eingebore-
nen Deutſchen aber eine ſchwere Konkurrenz und damit ein neuer
Anſtoß für ihn, das Land zu räumen. Erſt war das Volk terri
torial expropriiert worden, jetzt werden die Deutſchen, ſoweit die
Vorherrſchaft des land wirtſchaftlichen Großbetriebes reicht, nach
Serings treffendem Wort national expropriiert, wenn man den
Dingen weiter ihren Lauf läßt.“
Den Weg, der gegangen werd enmuß, wenn das. Deutſchtum
im preußiſchen Oſten der ſlawiſchen und ultramontanen Gefahr
nicht erliegen ſoll auf das letztere Moment hat namentlich
Miniſterialdirektor Dr. Thiel wiederholt hingewieſen hat das
preußiſche Landwirtſchaftsminiſterium ind er Provinz Pom-
mern vorgezeichnet. Auf eine Eingabe ſeitens des Vorſtandes
des Pommerſchen Provinzialverbands der Fortſchrittlich. Volks
partei, in der im Intereſſe einer geſunden landwitſchaftlichen
Beſitzverteilung und zur Verhinderung einer noch weitergehen-
den Entvölkerung und Poloniſierung des platten Landes die
Aufteilung der zur Neuverpachtung kommenden pommerſchen
Domänen im Mittel und Kleinbeſitz empfohlen wurde, iſt eine
e des Landwirtſchaftsminiſters ergangen, in der es

eißt:
„Jn den letzten Jahren ſind ſchon eine größere Anzahl pom-

merſcher insbeſondere vorpommerſcher Domänen zur Auf-
teilung gekommen. Bei dem demnächſtigen Pachtablauf ſind
ferner enige bereits zur Aufteilung beſtimmt; hinſichtlich an-
derer ſchweben Verhandlungen. Hieraus iſt zu erſehen, daß
die Domänenverwaltung der Förderung der inneren Koloni-
ſation durch Abgabe von Domänen, ſoweit ſie nach Lage ihrer
beſonderen wie der allgemeinen Verhältniſſe dafür in Betracht
kommen, ſchon ſeit langem ihr Augenmerk zugewendet hat.
Wenn der Delegiertentag des pommerſchen Provinzialverbandes
der Fortſchrittlichen Volkspartei die weiteſtgehende Berückſich
tigung und Erfüllung ſeines Antrages für eine „Lebensbedin-
gung der Provinz Pommern erachtet, ſo würde er dieſe Le
bensbedingung weſentlich verbeſſern können, wenn es ſeinem
Einfluß gelänge, die der aktiven Förderung der inneren Kolo-
niſation noch ablehnend gegenüberſtehenden Städte, zu bewegen,
dem ihnen vom Domänenfiskus ſchon ſeit langem gegebenen
Beiſpiel zu folgen und ihren umfangreichen Grundbeſitz, ſoweit
e und geeignet iſt, der Bauernanſiedelung zur Verfügung zu

ellen.
Danach ſteht zu hoffen, daß die Bauernſiedlung in Zukunft

noch mehr gefördert werden wird, wo ſie nach den übereinſtim-
menden Gutachten der beſten Kenner der landwirtſchaftlichen
Intereſſen im preußiſchen Oſten am dringendſten benötigt wird.

Deutſches Rei c.
Berlin, 19. Juli. (Hofnachrichten.) Se. Maj. der Kaiſer

machte bei Baleſtrand am Dienstag nachmittag und Mittwoch
vormittag Spaziergänge an Land und nahm im Laufe des Mitt-
wochs die Vorträge der Kabinettschefs und des Vertreters des
T lnertigen Amts entgegen. Das Wetter hat ſich wieder auf-

eklärt.
Hamburg, 25. Juli. Der Reichstagsabgeordnete Lieber-

mann v. Sonnenberg iſt ſchwer erkrankt. Er wurde nach Berlin
in ſeine Wohnung gebracht.

Eine Bimtat in Deuſch- Sudweſt?
Dem Reuterſchen Bureau wird aus Livingſtone (Rhodeſia)

vom 20. cr. gemeldet: Der Verwaltung ging aus Seſheke an der
Grenze von Deutſch-Südweſtafrika die Nachricht zu, nach Ge-
rüchten, die unter den Eingeborenen dort umliefen, ſei eine Pa-
trouille, beſtehend aus dem Diſtriktskomiſſar v. Frankenberg,
zwei weiß enSergeanten, 14 ſchwarzen Poliziſten und 20 Trä-
gern, von Leuten des Okawangoſtammes in Ngamiland nieder-
gemacht worden. v. Frankenberg ſei auf einem Maultiere ent-
kommen. Die Nachricht ſei bisher unbeſtätigt. Das Reuter-
ſche Bureau erfährt dazu, daß auch die Chartered Company
keine Mitteilung erhalten habe, trotzdem Ngamiland auf eng-
liſchem Gebiete lag. Die Anweſenheit der deutſchen Patrouille
auf engliſchem Boden erkläre ſich daraus, daß die Grenze noch
nicht genau feſtgelegt ſei. Das W. T.-B. ſchreibt zu der
Nachricht: An Berliner amtlicher Stelle liegt keinerlei Mel-
dung vor. Richtig iſt, daß Herr v. Frankenberg ſich nach dem
ſogenannten Caprivizipfel begeben wollte.

Lokales.
Merſeburg, 20. Juli.

Erkrunken iſt geſtern abend gegen 108 Uhr beim Baden
unweit Heuſchkel's Badeanſtalt der 19 Jahre alte, hier in Dien-
ſten ſtehende Schneider Max Wilhelm.

Jn der „Funkenburg“ fand geſtern abend ein Konzert der
ſtädtiſchen Kapelle unter Leitung des Herrn Muſikdirektor
Horſchler ſtatt, das ſich guten Beſuchs und ſehr beifälliger
Aufnahme ſeitens der Erſchienenen zu erfreuen hatte. Die
Horſchler'ſchen Konzerte ſind erfreulicherweiſe recht in Aufnahme
gekommen, man hört ſie gern. Gleichzeitig wurde der neu
hergerichtete Saal des Herrn Gaſtwirt Sittig eingeweiht.

öffenklicher Sprechſaal.
Einer Bekanntmachung des hieſigen Magiſtrats zufolge wer-

den die Kriegs-Veteranen von 1870 und ſolche, die in früheren
Jahren an Feldzügen teilgenommen und ein Einkommen bis
zu 900 Mark verſteuern, aufgefordert, ſich auf dem Magiſtrats-
bureau zu melden, um den Ehrenſold von 10 Mark jährlich in
Empfang nehmen zu können.

Die Aufforderung beſagt nicht, daß auch äußerliche Ehrungen
durch die Stadt am Sedantage für die Veteranen geplant, eben-
ſo beſagt ſie andrerſeits nicht, daß ſolche nicht doch vielleicht in
Ausſicht genommen ſeien. Den bedürftigen Veteranen wird
durch regelmäßige Gewährung des Ehrenſoldes ſicherlich eine
Freude bereitet werden; wenn deſſen Auszahlung an der Stadt-
kaſſe aber ganz ſang- und klänglos vor ſich geht, ſo hat die
Sache etwas Nüchternes und Proſaiſches an ſich. Durch An-
ſichtspoſtkarten, die am Kornblumentag verkauft wurden, iſt
das Andenken an die große Zeit vor 40 Jahren wieder neu
belebt worden, im Bilde ſah man die Helden, die damals unter
den Lebenden wandelten: Kaiſer Wilhelm, den Kronprinzen,
Prinz Friedrich Karl, Bismarck, Moltke, Roon uſw. Wie er-
hebend, wenn wir die Teilnehmer an dem Feldzuge, ſoweit ſie
nicht mehr unter den Lebenden ſind, noch im Tode ehren, und
ebenſo wie erhebend, wenn wir Die, die noch unter uns ſind,
äußerlich zu ehren ſuchen, ſoweit es eben möglich iſt.

Wenigſtens für das erſte Mal, da der Ehrenſold zur Empfang-
nahme bereit geſtellt wird, möchte einer äußeren Ehrung der
Veteranen durch eine einfache, würdige Feier militäriſch-bür-
gerlichen Charakters das Wort geredet werden, Das würde die
Herzen derer erwärmen, die einſt unerſchrocken vor den Ka-
nonen- und Flintenläufen geſtanden.

Provinz und Umgegend.
Weißenfels, 19. Juli. Jn Haft genommen wurden geſtern

die vor einiger Zeit in Konkurs geratenen Schuhfabrikanten
Hugo Penner und Paul Sachſe, die im Verdachte ſtehen, ſich
Konkursvergehens ſchuldig gemacht zu haben. Es ſcheint, daß
das ſchärfere Vorgehen gegen Konkursvergehen, das man in der
letzten Zeit zur Abſchreckung leichtſinniger „Unternehmer“ all-

Teißng, 19. Juni. Geſtern wurde bei Teißling die Leiche
einer älteren Frau aus dem Waſſer gezogen. Wie feſtgeſtellt
wurde, handelt es ſich um die 56 Jahre alte Ehefrau des Ar-
beiters Bergner aus dem benachbarten Obergreißlau. Wie ver-
lautet, iſt die Frau wegen Krankheit ins Waſſer gegangen.

Zörbig, 15. Juli. Ein betrübender Unglücksfall ereignete
ſich auf dem benachbarten Rittergute Mößlitz. Vor der Ar-
beiterkaſerne hielt ein mit 2 Ochſen beſpannter Laſtwagen. Der
Geſchirrführer war nach ſeiner Wohnung gegangen, während
Kinder an dem Wagen ſpielten. Plötzlich zogen die Ochſen an,
und der drei Jahre alte Knabe Janik wurde mit den Rädern
ſo überfahren, daß die Schädeldecke zertrümmert wurde und der
Tod ſofort eintrat.

Vermiſchtes.
Bern, 20. Juli. Der Zigarrenreiſende Eberhard, ein Trunkenbold,

erſchoß im Walde ſeine zwei Knaben im Alter von 7 und 11 Jahren.
Ein dritter Knabe entkam. Der Mörder begab ſich dann in das nahe
Dorf Riggisberg, um ſein in der Ferienkolonie weilendes Töchterchen zu
töten, wurde jedoch dort vor Ausführung der Tat verhaftet.

Cannſtatt, 19. Juli. Als der Flieger Heinke heute abend auf dem
Cannſtatter Waſen zu einem Flugverſuch aufſtieg, neigte ſich in einer
Höhe von 225 Meter der Apparat bei einem Verſuch, eine Kurve zu
nehmen, plötzlich auf die rechte Seite, ſtürzte faſt ſenkrecht zur Erde und
begrub den Flieger unter ſich. Die Flugmaſchine geriet in Brand, und
obwohl es Heinke gelang, unter ihr hervorzukriechen, erlitt er doch ſchwere
Brandwunden. Er ſcheint auch durch den Sturz innere Verletzungen
davongetragen zu haben. Der Flieger wurde im Automobil in das
Bezirkskrankenhaus geſchafft. Der Apparat iſt vollſtändig verbrannt.

München, 19. Juli. Hier verurſachten ſiebzig norddeutſche Studenten
beim Konzert im Feſtſaal einen derartigen Radau, daß die Ordnungs-
männer'“ eine Anzahl der Studenten hinauswerfen mußten. Die Hinaus-
geworfenen warfen darauf die Fenſter ein und ſuchten den Saal zu ſtür-
men. Das Publikum nahm indes Partei gegen ſie, ſo daß eine allge
meine Rauferei auszubrechen drohte und nur durch ein großes Schutz
mannsaufgebot noch ärgere Ausſchreitungen verhütet werden konnten.
Eine Studenten mußten zur Namensfeſtſtellung den Schutzleuten
auf die Wache W

Frankfurt a. M., 19. Juli. Geſtern nachmittag wurde die Rettungs
wache Burgſtraße nach einer Brauerei auf der Darmftädter Landſtraße
erufen. Dort war ein 32 Jahre alter Bierbrauer, der mit dem Er-
tickungstod kämpfte. Er wurde ſofort nach dem Heiliggeiſthoſpital ver

bracht, wo ihm durch einen Kehlkopfeinſchnitt das Leben gerettet wurde,
Wie man erfahren hat, war ihm am Montag eine anſcheinend giftige
Fliege in den Hals Geſtern früh verſpürte der Mann eine
Anſchwellung des Kehlkopfes, die bis mittags ſo rapid zunahm, daß er
kaum mehr ſprechen konnte. Dem bedauernswerten Mann geht es jetzt
nach der Operation ſoweit gut und man hofft, ihn ſicher am Leben zu
erhalten.

Karlsruhe, 19. Juli. Die „Karlsruher Zeitung“ ſchreibt: Die in der
Preſſe erſchienenen Mitteilungen, wonach die Entgleiſung des Eilzuges Nr.
9 in Müllheim auf die Schadhaftigkeit einer Weiche, den Durchbruch der
Brücke über die Bahnſteigunterführung oder ein Verſagen der Bremſe
zurückzuführen ſei, ſind unzutreffend. Die Brücke blieb vollkommen unbe-
ſchädigt, ebenſo war die Weiche nach dem Unfall unverſehrt. Die Ent-
gleiſung iſt nach den Räderſpuren, insbeſondere auch nach den von dem
Tender herabgefallenen Kohlenſtücken zu ſchließen, ſchon in erheblicher
Entfernung von der Brücke eingetreten. Die vorgeſchriebene Bremsprobe
wurde vor der Abfahrt aus Baſel vorgenommen und die Bremſe voll
ſtändig in Ordnung gefunden. Für ein Verſagen in Müllheim liegt kein
Anhaltspunkt vor, auch hält der Lokomotivführer die Behauptung, daß die
Bremſe verſagte, nicht mehr aufrecht. Die Urſache der Entgleiſung liegt
nach den bisherigen Feſtſtellungen in dem viel zu raſchen, vorſchrifts
widrigen Fahrren über die mit langſamer Fahrt bei 20 Kilometer Stun-
dengeſchwindigkeit ausdrücklich bezeichnete, ſtark gekrümmte Strecke vor
der Bauſtelle. Der Lokomotivführer war auf die Vorſchrift des lang
ſamen Fahrens vor der Abfahrt aus Baſel ſchriftlich und mündlich hinge-

wieſen worden.
Carrara, 20. Juli. Jn einem dem Grafen Sazzoni gehörigen Mar

morbruch hat ein Einſturz ſtattgefunden. Die Zahl der Verſchütteten
beträgt 14. Bis heute früh 1 Uhr wurden acht von ihnen tot und vier
verwündet geborgen. Zwei liegen noch unter den Trümmern, und es
beſteht keine Hoffnung, ſie zu retten.

Poſen, 19. Juli. Durch eine gewaltige Feuersbrunſt iſt faſt das
anze, etwa 1000 Einwohner zählende Dorf Chwalkowo im Kreiſe
chrimm eingeäſchert worden. Das Feuer brach in der Wirtſchaft eines

Landwirtes aus und verbreitete ſich infolge des herrſchenden Sturmes mit
raſender Schnelligkeit über das ganze Dorf, ſodaß dieſes nur noch einen
großen Trümmerhaufen bildet. Niedergebrannt ſind 31 Wirtſchaften mit
76 Gebäuden, ſämtlichen Stallungen und Scheunétt. Hilfe war zwar aus
den benachbarten Ortſchaften zahlreich herbeigeeilt, jedoch vermochte ſie
bei der großen Glut und dem Sturm dem Feuer gegenüber nichts aus-zurichten. Bei den Rettungsarbeiten wurde eine dron, als ſie zwei

Kinder aus den Flamme nhervorholte, lebensgefährlich verletzt. Sämtliche
1000 Einwohner ſind obdachlos und werden ſich nach den umliegenden

Nebenſtraßen, für Teverfahrts- und Nebentrittsbrücken, ſowie für die fünfAmtliche Bekanntmachungen.

Bekanntmachung.
Nachdem die Maul und Klauen-

ſeuche in Raſchwitz, Kreis Merſeburg
erloſchen iſt, werden die in meiner
Bekanntmachung vom 14. Juni d.

Js. angeordneten Maßnahmen hier-
mit aufgehoben.

Merſeburg, den 20. Juli 1911.
Der Königliche Landrat.
Graf d'Haußonville.

Bekanntmachung.
Für den Umfang des Regierungs

bezirks Merſeburg wird der Auf
gang der Jagd auf Rebhühner,
r in und ſchottiſche Moorhühner

Montag, den 21. Auguſt 1911,
und der Aufgang der Jagd auf
Birk, Haſel- und Faſanenhähne und
Hennen auf
Montag, den 25. September 1911
feſtgeſetzt.

Merſeburg, den 14. Juli 1911.
Der Bezirks: Ausſchuß zu

Merſeburg.
Vorſtehendes bringe ich hiermitZur öffentlichen Kenntnis. ß

Merſeburg, den 20. Juli 1911.
Der Königliche Landrat.
Grafd'Haußonville.

betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in
der Gemeinde

Porbitz-Poppitz im Kreiſe Merſeburg.

Auf Grund der 8 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 be-
treffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in
Städten und ländlichen Ortſchaften und des Beſchluſſes der Gemeindever-
tretung zu Porbitz-Poppitz vom 15. März 1911 wird für die Gemeinde

Porbitz-Poppitz
folgendes Ortsſtatut erlaſſen

J. Verbot, Baulichkeiten jeder Art an nichtregulirten Straßen zu
errichten.

S 1. An Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht in Gemäßheit
der baupolizeilichen Beſtimmungen für den öffentlichen Verkehr und den
Anbau fertig hergeſtellt und nicht mindeſtens mittelſt einer regulirten
Straße zugänglich ſind, dürfen Wohn-Gebäude, welche nach dieſen Straßen
einen Ausgang erhalten ſollen, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 8 2
nicht errichtet werden.

S 2. Ausnahmen von dem Verbote des S 1. können von dem Gemeinde-
vorſtand unter den in 8 18 enthaltenen Bedingungen und vorbehaltlich
der Erteilung der polizeilichen Bauerlaubniß geſtattet werden.

Ohne einen, zwiſchen dem Gemeindevorſtande und dem Bauunter-
nehmer gerichtlich oder notariell abzuſchließenden Vertrag, kann eine ſolche
Ausnahme nicht geſtattet werden.
II. Beſtimmungen über die Anlegung von Straßen und die Aufbringung

der Koſten dafür.
8 3. Die Koſten, welche entſtehen durch die Anlage neuer, ſowie die

Verlängerung beſtehender, den baupolizeilichen Beſtimmungen über den
öffentlichen Verkehr und den Anbau noch nicht genügender Straßen und
Straßenteile und zwar, die Koſten für Freilegung, Herſtellung des Planums,
des Pflaſters oder einer anderen dem Verkehr entſprechenden Befeſtigung
des Straßendammes und der Bürgerſteige, für Kanalbauten und ſonſtige
Entwäſſerungsanlagen, für Beleuchtungsvorrichtung, für Anſchlüſſe an

aufgebracht.
A. Anlage neuer Straßen durch die Gemeinde.

1. Verpflichtung der anliegenden Eigeutümer zur Erſtattung der Koſten
der Aulage.

8 4. Führt die Gemeinde die in S 3 gedachten Anlagen ganz oder
teilweiſe aus, ſo ſind die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke, ſobald
ſie auf letzteren Gebäude an der Straße errichten, verpflichtet, der Ge
meinde die aufgewendeten Koſten nach Maßgabe der s 5, 6 und 7 zu
erſtatten. Zu den Koſten der Freilegung gehören auch die Ausgaben für
Erwerbung des zu dem Straßendamme und den Bürgerſteigen erforder
lichen Grund und Bodens und für Beſeitigung aller darauf befindlichen
Hinderniſſe.

Die Koſten der Herſtellung von Promenaden, Baum und anderen
Pflanzungen ſind den Anliegern nicht in Rechnung zu ſtellen.

Unterhaltungskoſten, welche bereits entſtanden ſind, hat der Eigentümer
zu erſtatten, für den Reſt der fünfjährigen Friſt aber zu tragen.

2. Feſtiellung, Verteilung und Einziehung der Anlagekoſten.
s 5. Behufs Ermittelung der Beiträge der Anlieger ſind die Koſten der

Anlage der geſammten Straße bezügl. Straßenteils 88 3 und 4 zuſammen-
zurechnen.

Der Geſamtbetrag iſt ſodann nach Maßgabe der S 6 und 7 auf die
Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke, und zwar nach Verhältniß der
Längen zu erteilen, mit welchen ſie an die Straße oder Straßenteile an
grenzen. Durch die Gemeindevertretung iſt ein endgiltiger Beſchluß da-
rüber zu faſſen, ob die ganze Straßenlänge oder anderen Falls welcher
Straßenteil bei Ermittelung, Feſtſtellung und Verteilung der Anlagekoſten
als Einheiten zu gelten hat und zur Berechnung zu ziehen iſt.

Durch Gemeindebeſchluß kann jedoch für einzelne Straßen oder Straßen
teile beſtimmt werden, daß die Koſten für einzelne bereits vollſtändig
durchgeführte Einrichtungen vorab und geſondert zuſammengerechnet und
umgelegt werden ſollen, und zwar unbeſchadet der nachträglichen Einfor-
derung der Koſten anderer, im urſprünglichen Plan vorgeſehener, aber noch
rückſtändiger Leiſtungen.
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Nummer 169. 1911. Merſeburger Kreisblatt nebſt „IJlluſtr. Sonntagsblatt“. Freitag, den 21. Juli.
M ſolche Einrichtungen für Welche die Koſten veſonders berechnet ſ eine ihrer Höhe nach von dem Gemeindevorſtande zu veſtimmende Sicher
und umgelegt werden können, gelten I. die Freilegung der Straße und heit zu beſtellen, welche zur Erwerbung des frei zu legenden Terrains S n
Herſtellung des Planums, 2. die erſte Einrichtung der Straße Befeſtigung ausreichend iſt.
des Fahrdammmes und der Bürgerſteige u. ſ. w.), 3. die Entwäſſerungs- Außerdem hat der Anbauende für alle jene Unkoſten aufzukommen, auch
anlage, 4. die Beleuchtungsvorrichtung. dieſelben auf Verlangen ſicher zu ſtellen, welche nach Abſchnitt A. dieſes

8 6. Jn dieſe Berechnung 8 5 ſind die Koſten für die Hälfte der Statuts durch den Ausbau und durch die fünfjährige Unterhaltung der
Straßenbreite aufzunehmen. Sofern jedoch jemand an beiden Straßen Straße erwachſen und von dem angrenzenden Eigentümer zu tragen ſind.
ſeiten baut, ſo fallen ihm ſelbſtverſtändlich die Koſten der ganzen Straßen Bezüglich der Feſtſtellung, Verteilung und Einziehung der Koſten kommen
breite zur Laſt. Wird die Straße in mehr als 26 Meter Breite angelegt, die 88 5 bis 10 einſchließlich zur Anwendung.
ſo können die angrenzenden Eigentümer jeder Seite nicht für mehr als Ausnahmen von den in dieſen Paragraphen vorgeſchriebenen Bedingungen
13 Meter der Straßenbreite zu den Koſten herangezogen werden. ſind zuläſſig, ſofern Ortsvorſtand und Gemeindevertretung unter Berück-

S 7. Sofern von einem Anlieger Land unentgeltlich an die Gemeinde abge ſichtigung der baupolizeilichen Beſtimmungen damit einverſtanden ſind.
treten iſt, muß ſich der oder die zum Ausbau Verpflichteten den Wert E. Allgemeine Vorſchriften.
dieſes Landes oder eines Teiles deſſelben auf ihren Koſtenanteil mit ein- S 19. Der Gemeinde ſteht das Recht zu, in den Fällen der 88 11 bis
rechnen laſſen und der Gemeinde Entſchädigung dafür leiſten. Dieſer Wert 16 dieſes Statuts ſelbſt die Ausführung der Straßenanlagen im öffentli
wird vom Gemeindevorſtande nach dem Durchſchnittspreiſe des zur Straße chen Intereſſe für Rechnung der Unternehmer zu bewirken, denſelben ſind
gegen Entſchädigung erworbenen Landes, falls aber Land gegen Entſchä auf Verlangen die entſtandenen Koſten rechnungsmäßig nachzuweiſen. Konservengläser
digung überhaupt nicht erworben iſt, nach ſachverſtändigem Gutachten s 20. Für die Erfüllung der in dem gegenwärtigen Statut dem und Apparate
ſeſtgeſetzt. Zu Gunſten desjenigen Anliegers, welcher Grundentſchädigung Eigentümer auferlegten Verpflichtungen haftet jeder Beſitznachfolger des p
nicht beanſprucht hat, iſt dieſer Wert von dem auf ihn entfallenden An Erſteren der Reihe nach. bieten Ihnen
an den Geſamtkoſten in Abrechnung zu bringen. s 21. Die Einziehung der der Gemeinde zuſtehenden Geldforderun Vorteile,

S 8. Sobald die Straße oder im Falle des g 5 Abſatz 3 die betreffende gen erfolgt, ſoweit ſie öffentlich rechtlicher Natur ſind, nötigen Falls im weioho Keine
Anlage den polizeilichen Anforderungen entſprechend vollſtändig fertig Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. nahman
geſtellt iſt, ſind die Koſten von dem Gemeindevorſtande zu berechnen, feſt s 22. Vorſtehendes Statut tritt mit ſeiner Veröffentlichung im Kreis Naohahmung
zuſetzen und auf die angrenzenden Grundſtücke nach Maßgabe der Grund blatt in Kraft. aufzuweisen
ſätze der g8 5 bis 7 zu verteilen. Dieſe Berechnung iſt dem Verpflichteten Porbitz-Poppitz, den 15. März 1911. hat.
(F mit der Aufforderung zur Zahlung zuzuftellen. Komplett9. Der Eigentümer eines Gründſtückes, auf welchem zur Zeit der Vollzogen. Av vorm 10.Anlage der Straße oder des Straßenteiles bereits ein Gebäude vorhanden Der Ortsvorſtand. Ritter, Ortsrichter, S ömi ſch, Schöppe, Alle Vorka ufestell 0
war, hat einen Beitrag zu den in gs 4 bis 8 gedachten Koſten nicht zu Schmidt, Schöppe. Die Gemeindevertretung. Strümpel, Muchau,

leiſten. Ein ſolcher Beitrag iſt jedoch nach Maßgabe der Beſtimmung Blume. Paul Ehlertder g5 4 bis 8 zu entrichten, ſobald auf einem ſolchen Grundſtücke ein
weiteres oder neues Gebäude oder ein Anbau an der Straße hergeſtellt Vorſtehendes Statut wird mit der Maßgabe genehmigt, daß im 8 1 vorm. Aug. Perl
wird. des Statuts das Wort „Gebäude“ durch das Wort „Wohngebäude“ erſetzt Markt 33 t Peleph. 932
S 10. Der Gemeindevorſtand iſt befugt, mit Rückſicht auf die Vermö wird. rgenslage des Zahlungspflichtigen und gegen Beſtellung einer nach ſeiner Merſeburg, den 3. Juni 1911. Makulatur

endgiltigen Beſtimmung ausreichenden Sicherheit Ratenzahlungen zu be- Namens des Bezirks: Ausſchuſſes

willigen. Der Vorſitzende. vorrätigB. Auge 2 W nener im Bebanungsplan oder ſonſt in Jn Vertretung Lobe. Kreisblatt-Druckoerei.
ihren Fluchtlinien feſtgeſtellter Straßen durch Unternehmer. e. e r ecCccccS 11. Beabſichtigt ein Unternehmer eine der im S 3 Anlagen Bekanntmachung.

auszuführen, ſo bedarf es hierzu, abgeſehen von der geſetzlich feſtſtehenden Ge Bezugnehmend auf meine Bekannt-
nehmigung der Polizeibehörde, der Genehmigung des Gemeindevorſtandes. machung vom I. Juli 1911, be-
Dem Geſuche an den letzteren iſt in je drei Stücken beizufügen ein Lage- treffend die Bekämpfung der Maul 0
plan und ein Höhenplan, aus welchen Plänen erſichtlich ſein müſſen: und Klauenſeuche in Körbisdorf,

Die in die Straße fallenden und die an dieſelbe angrenzenden Grund Kreis Merſeburg, wird hiermit fol
ſtücke bis auf 30 Meter Entfernung von den Straßenfluchtlinien ab; gendes angeordnet:

die Bezeichnungen nach dem Grundbuche, die Namen der Eigentümer, Dem aus dem Gutsbezirk gebilde-
der Anſchluß der herzuſtellenden Entwäſſerungsanlagen und derjenigen ſten Sperrbezirk wird der Gemeinde

an die bereits beſtehenden öffentlichen Anlagen dieſer Art. bezirk Körbisdorf angegliedert. hDie Genehmigung kann aus Gründen des öffentlichen Intereſſes verſagt Merſeburg, den 20. Juli 1911. twerden, dieſe Gründe ſind in dem Beſcheide anzugeben. Der Königliche Landrat. Woraut vom Resten ee Vapfüt be We a r e e und Absechnitten dUngen der Unternehmer ſind dur erichtlichen oder notariellen wöhnlich eVertrag feſtzuſetzen. Dem Vertrage ſind die hier unter 88 13 bis 15 Bekanntmachung. I re
folgenden Bedingungen zu Grunde zu legen. Bezug nehmend auf meine Be billigen Preisen.

5 418. Das zur Straßenanlage erforderliche Terrain iſt vor Beginn der kanntmachung vom 14. ds. Mts. be
Arbeiten an die Gemeinde ſchuld laſten, und koſtenfrei zu übereignen und treffend die Bekämpfung der Maul-
aufzulaſſen. Die Unternehmer ſind verpflichtet, die Straßenanlagen inner- und Klauenſeuche in Bündorf, Kreis
halb einer zu ihnen beſtimmenden Friſtzu vollenden, widrigenfalls die nach 1 Merſeburg wird hiermit folgendes
Anſicht des Gemeindevorſtandes erforderlichen Aufwendungen und Arbeiten f angeordnet:
von der Gemeinde für Rechnung der Unternehmer bewirkt werden können. Dem aus dem Gehöft No. 5 be-
„„Bevor der Gemeindevorſtand die Verpflichtung zum Ausbau der Straße ſtehenden Sperrbezirke wird das
übernimmt, kann er den Bauunternehmer durch Feſtſetzung und nötigen- Rittergut Bündorf, ausſchließlich
falls im Klagewege herbeizuführenden Einziehung einer nach ſelbſtſtändigem der Schäferei angegſtedert
Ermeſſen feſtzuſetzenden Ordnungsſtrafe bis zu 30 Mark, zum Ausbau Merſeburg, den 20. Juli 1911.

i a Auf Antrag des Unternehmers erfolgt die Abnahme, F. e re twobei der Gemeindevorſtand darüber entſcheidet, ob die Herſtellung ver r a 2wagen e Bekanntmachung. Kohlenſaure Bäder44. Die Anlage etwaiger unterirdiſcher Entwäſſerungen, ſowie eineretwaigen Gasleitung wird in allen gang auf eine de Unternehmers Nachdem die u r r mit neuem pat. gpparat hergeſtellt.
durch den Gemeindevorſtand ausgeführt. Die nach deſſen Voranſchlag ſeuche W die in emwe Sauerſtoffbäder (Ozet) Neu
hierfür berechneten Koſten ſind vorſchußweiſe und vorbehaltlich einer auf erloſchen e er Dom 20. April d w. ingeführt z
zuſtellenden Schlußrechnung zur Gemeindekaſſe zu zahlen. Mapnahmen hier e Thiopinolſchwefelbäder eingeführ8 15. Die Unterhaltung der Straßen und der Straßenteile geht, ſofern Js. angeor e en
e 4 e Gederget iſt mit deren Abnahme durch den Gemeinde mere den 20. Juli 1911 üchmiedeberger Roorbäder, Kuſſ.ir.-röm. Bäder.
vorſtand auf die Gemeinde über. Dagegen haben der oder die Unterneh es i i icht undmer die Koſten für die nächſten fünf dann von der Abnahme ab der Der r Davde gt Gute Heilerſolge vei Fhenma, (Ficht, Ferven, Herz un

erſtatten und eine vom Gemeindevorſtande zu beſtimmende Graf d'Haußo g Tee Adernerkrankungen.
icherheit für die pünktliche Zahlung derſelben zu beſtellen. Der in der Fritſch'ſchen Zwangs- SC. Anlage neuer, im Bebanungsplan oder ſonſt ihren Fluchtlinieu verſteigerungsſache von Keuſchberg Fragen vier Ihren Hansarzt.

noch nicht feſtgeſtellter Straßen auf den 26. Juli 1911 anberaumte Merseburg.816. Anträge auf Genehmigung von Straßenanlagen, welche weder Verſteigerungstermin iſt aufgehoben. Johanugetr. 10
im Bebauungsplan noch ſonſt von den zuſtändigen Behörden in ihren Merſeburg, den 17. Juli 1911. 9 90nannisstr. A.
Fluchtlinien feſtgeſtellt ſind, haben die Unternehmer an den Gemeindevor- Königliches Amtsgericht. Tel. Nr. 245.
ſtand zu richten und Pläne in Gemäßheit der Miniſterial-Jnſtruktion
vom 28. Mai 1876 behufs Feſtſetzung der Fluchtlinien beizufügen. Auch 150 Mrg. Acker, Weigen- und Rübenboden 20 Mrg.iſt der Nachweis zu führen, daß und in welcher Weiſe die Ausführung Private Anzrigen. F reigut Wieſe Gewölbte Ställe, neues Wohnhaus, mit voller

der Anlage geſichert iſt. t Th t Ernte zu verkaufenVor endgiltiger Feſtſtellung der Fluchtlinien in Gemäßheit des Geſetzes a a er. 8 f K. Rödel, Halle a. S.
vom 2. Juli 1875 kann die Genehmigung zu der Ausführung nicht er

teilt werden. re en Königſtraße 27.s 17. Wird dieſe Genehmigung erteilt, ſo finden die Vorſchriften der Freitag 21. Juli, Anfang Si, Uhr ß Schnee Nach
88 11 bis 15 dieſes Ortsſtatuts auf derartige Straßen Anwendung. Wallenſteius Lager. 7

D. Aubau an vo rhandenen, zum Ausban noch nicht fertig geſtellten Prstklassiges Spezialgeschäft für am nStraßen und Straßenteilen. Die Laune der Verliebten. Strampkgaren and. Triootasen u h
s 18. Wird beab ſichtigt, an ſchon vorhandenen Straßen und Straßen- e Halle a. S., Gr. Steinſtr. 84. ein Kramptso war und durenteilen, welche noch nicht den baupolizeilichen Beſtimmungen entſprechend Fiſchh dlun efür den öffentlichen Verkehr und den Anbau hergeſtellt ſind, Gebäude mit F an g. Unſa An ei en i

Ausgängen nach ſolchen Straßen zu errichten, ſo iſt folgendermaßen zu Empfehle friſch auf Eis c. n.verfahren Für den vor Erteilung der Bauerlaubnis abzuſchließenden Schellfiſche,Vertrag ſind folgende Beſtimmungen maßgebend: Schollen, Cabeljau, für landwirtſchaftliche und e
Das etwa zur Freilegung der Straße erforderliche Terrain iſt in der Bücklinge, r n.ganzen Frontlänge des Grundſtückes unentgeltlich an die Gemeinde abzu j Flundern, Aal, Lachsheringe, and. Berufsgenoſſenſchaften T.

treten, ſchuld, laſten- und koſtenfrei an die Gemeinde aufzulaſſen und ſ geräucherten Schellſiſch, Brat vorrätig rria rer an s
in die vorgeſchriebene Höhe nlage zu bringen. Soweit ſich das abzutreten heringe, Sardinen, Marinaden, mde Terrain im Eigentum eines Dritten befindet, ſodaß der Unternehmer Fiſchkonſerven, Citronen. Kreishlatt-Druckerei.
dasſelbe an die Gemeinde nicht aufzulaſſen vermag, hat der Unternehmer W. Krähmer.

Für die Redaktion verantwortlich: Rudolf Heine. Druck und Verlag von Rudolf Heine.
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